














Familie Marx will über die Schweiz nach Uruguay auswandern
November 1938

Advokatur Levaillant Basel

«… zwecks Vorbereitung der Emigration 
nach Uruguay.»

GH 
Siegmund Marx, seine Ehefrau Anna Marx und deren 
Tochter sind deutsche Juden aus Speyer. Siegmund 
Marx war bis zu seiner Enteignung (durch «Arisierung») 

Besitzer einer bedeutenden Zigarrenfabrik mit 200 Angestellten. 
Seit einiger Zeit schon betreiben die Eheleute 
Marx ihre Auswanderung nach Uruguay, wo eine 
Cousine aus Weinheim seit 1934 lebt. Der Bruder 
von Anna Marx, Dr. Bertram Mayer, lebt in Basel. 
Er ist pensionierter Vizedirektor der Ciba und ist 
ein – laut Auskun�  des Arbeitgebers an die Basler 
Fremdenpolizei – «in jeder Beziehung einwand-
freier Jude». Dr. Mayer, der sich zunächst um die 
Einreise und die Aufnahme der 15-jährigen Ilse 
Marx bemüht hatte, versucht nun für die ganze 
Familie Marx das Einreisevisum nach Uruguay 
und für die damit verbundene Durchreise durch 
die Schweiz zu erhalten. Mitte November 1938 
wird Siegmund Marx in Speyer verha� et und in 
ein Konzentrationslager eingeliefert. Wann er frei-
kommen wird, ist ungewiss.

«Arisierung»

«Arisierung» oder «Entjudung» 

nannten die Nationalsozialisten die 

Verdrängung von Juden und 

«jüdischen Mischlingen» aus Handel, 

Gewerbe und Wissenscha�  im 

Sinne der Nürnberger Gesetze. Sie 

fand von 1933 bis 1945 im Deut-

schen Reich sowie angeschlossenen 

und besetzten Ländern statt und 

wird heute in der Regel als «Raub» ein-

geordnet. Meist wurde sie zwar als 

formell ordnungsgemässer «Verkauf» 

inszeniert, dieser geschah jedoch 

unter erheblichen faktischen und /

oder behördlichen Zwängen, sodass 

der Verkäufer nur selten einen an-

gemessenen Preis erzielen konnte.

Wikipedia, abgerufen am 12.12.2016















Die Weiterreise nach Uruguay ist nicht mehr in Sicht
28. März 1939

GH 
Statt im November 1938 gelingt Siegmund, Anna und I. 
Marx die legale Ausreise aus Deutschland in die Schweiz 
erst am 1. März 1939. Bis dahin hat die Eidgenössische 

Fremdenpolizei das Visum der Familie erstreckt. Nun stellt sich 
aber heraus, dass die Zusage für Uruguay nicht mehr besteht, 
doch der Aufenthalt der Familie Marx ist nur zur Weiterreise in-
nerhalb von zwei Monaten bewilligt. Um dieser Bestimmung zu 
entsprechen, bemüht sich Siegmund Marx um eine Aufenthalts-
genehmigung in Frankreich und zwar in Ferney, das nur wenige 
Kilometer vom schweizerischen Genf entfernt liegt. Dazu ver-
längert ihm die Eidgenössische Fremdenpolizei den Aufenthalt 
«zur Vorbereitung der Weiterreise» bis zum 15. Mai 1939. Der 
einst wohlhabende Siegmund Marx ist durch die 
Vermögensabgaben und die «Arisierung» seiner 
Fabrik nun beinahe mittellos.

KS 
Nach der nationalsozialistischen Machtüber-
nahme spricht sich die Landesführung für 
Massnahmen aus, die den Status der Schweiz 

einzig als Transitland zur Vorbereitung der Weiterreise 
unterstreichen. Dazu gehörten eng befristete Aufent-
haltsbewilligungen, Erwerbsverbot, die regelmässige 
Überprüfung des Asylanspruchs und die gebetsmühlen-
artige wiederholte Auff orderung zur Weiterreise.

Vermögensabgaben

für Juden in Deutschland

Wer auf legalem Wege emigrieren 

wollte, musste seine Wertpapiere 

und die Verkaufserlöse von Geschä�  

und Immobilien auf einem Sperr-

konto belassen. Der Umtausch von 

Auswanderersperrguthaben in 

Devisen musste von der Deutschen 

Golddiskontbank genehmigt wer-

den. Zusammen mit der «Reichsfl ucht-

steuer» entzog die Deutsche Gold-

diskontbank den zur Auswanderung 

gezwungenen jüdischen Bürgern 

grosse Teile ihres Vermögens. Nach 

den Novemberpogromen 1938 

wurde zudem die «Judenvermögens-

abgabe» erhoben. Manche der 

zur Auswanderung gezwungenen 

Emigranten konnten kaum mehr als 

vier Prozent ihres Vermögens ins 

Exil retten. Ab Mitte 1938 wurde auch 

die Mitnahme von Umzugsgut ins 

Ausland eingeschränkt und teilweise 

mit einer hohen Abgabe belegt.

Gabriel Heim







Die Eidgenössische Fremdenpolizei protestiert in Basel
24. Mai 1939

Eidgenössische Fremdenpolizei

«… die Leute sollen sich nun endlich 
daran gewöhnen, die gemachten Zusagen 
einzuhalten.»

GH 
Nachdem die Ausreisefrist bis zum 15. Mai 1939 ohne 
Abreise verstrichen ist, und die Basler Fremdenpolizei 
deshalb einen Antrag auf Verlängerung bis zum 15. Juli 

in Bern stellt, verschär�  die Eidgenössische Fremdenpolizei den 
Ton. Sie verpfl ichtet die Kantonale Behörde, darauf zu beharren, 
dass die Ausländer ihre Zusagen einzuhalten haben. Zudem sei 
den Anwälten klar zu machen, dass deren Verhalten zumindest 
«unverständlich» sei. Gemeint ist damit deren langwierige Korre-
spondenz, in der immer neue Sachverhalte und Bemühungen vor-
gebracht werden, denen aber die Eidgenössische Fremdenpolizei 
off ensichtlich kaum Glauben schenkt. Es sind Strohhalme, an die 
sich die Emigranten klammern. In der Tat hat Siegmund Marx noch 
in Deutschland Schiff spassagen für Santo Domingo bei der Hapag 
Lloyd in Hamburg gekau� . Dies war eine Voraussetzung für die 
Ausreise der Familie. Seine Absicht bestand jedoch immer darin, 
nach Uruguay auszuwandern, da er dort Verwandte hat, die bereit 
sind, ihn zu unterstützen.















Die Eidgenössische Fremdenpolizei verlangt die 
sofortige Ausreise, 4. Juli 1939

Eidgenössische Fremdenpolizei

«Wir kennen die Lage der Emigranten aus 
einer reichen Praxis.»

GH 
Eine nochmalige Verlängerung der Frist will die Eidgenös-
sische Fremdenpolizei nicht bewilligen. Familie Marx sei 
ihrer Verpfl ichtung nicht nachgekommen, ihre Ausreise 

nach Santo Domingo von der Schweiz aus zu betreiben, obwohl sie 
dazu die Möglichkeit gehabt habe. Man sei einzig bereit, im Falle 
einer Weiterwanderung nach Palästina die Frist ein weiteres Mal zu 
erstrecken. Sollte dies nicht erreicht werden, so haben Siegmund, 
Anna und I. Marx das Gebiet der Schweiz sofort zu verlassen. Die 
Basler Fremdenpolizei wird veranlasst, die erforderlichen Vorkeh-
rungen zu treff en. Familie Marx wird von ihren Schweizer Verwand-
ten mit monatlich 300 Franken unterstützt und Dr. Mayer hat eine 
Kaution von 5000 Franken gestellt. Die 25-jährige I. Marx besucht 
mittlerweile die Frauenarbeitsschule in Basel. Mit selbem Datum 
lässt der zuständige Beamte der Eidgenössischen Fremdenpolizei, 
Ammann, die Familie Marx im Schweizerischen Polizeianzeiger 
(Fahndungsblatt) ausschreiben. Damit schaff t er die rechtliche 
Voraussetzung, um Siegmund, Anna und I. Marx aus der Schweiz 
auszuschaff en.











Die Eidgenössische Fremdenpolizei droht mit der Ausschaff ung 
nach Deutschland an, 21. Februar 1940

Eidgenössische Fremdenpolizei

«… und sollen nun endlich einmal unser 
Land verlassen.»

GH 
Auf Antrag der Kantonalen Fremdenpolizei ist die Tole-
ranzbewilligung für die Familie Marx – gegen den Willen 
der Eidgenössischen Fremdenpolizei – mehrfach verlän-

gert worden. Mittlerweile ist der Krieg ausgebrochen und Möglich-
keiten zur Weiterreise und Auswanderung sind kaum noch gege-
ben. Die Pläne vieler Emigranten haben sich zerschlagen. Doch die 
Eidgenössische Fremdenpolizei lässt nicht locker. Sie beschaff t 
sich Informationen über Reisemöglichkeiten nach Übersee, um 
tolerierte Ausländer weiterhin unter Druck zu setzen. Sollten die 
gebotenen Möglichkeiten nicht genutzt werden, so müsste im 
nächsten Schritt die Ausschaff ung nach Deutschland beantragt 
werden, was damals für Juden dem Verderben gleichkommt.

Die literarisch-biografi sche Darstellung 

einer deutsch-jüdischen Exilerfahrung in 

Santo Domingo fi ndet sich in Hilde 

Domins Briefkorrespondenz 1931 – 1959: 

Die Liebe im Exil

© S. Fischer



Die Gelder für das Uruguay-Visum werden hinterlegt
Februar 1940

GH 
Etwa zur selben Zeit bemüht sich Siegmund Marx darum, 
die Garantieleistungen für seine Einwanderung nach 
Uruguay zu erbringen. Die UBS bestätigt der Staatsbank 

in Montevideo, dass eine Kaution von 4000 Franken hinterlegt sei. 
Drei Sparkassenbücher mit weiteren Garantie-
summen lautend auf die Namen von Anna, Sieg-
mund und I. Marx sollen dem Aussenministerium 
als Depot für die Landungs- und Aufenthaltsbewil-
ligungen vorgelegt werden. Nicht Santo Domingo, 
Uruguay war von Anfang an das Auswanderungs-
ziel der Familie Marx. Dort hat sie Verwandte und 
kann sich deshalb darauf verlassen, dass ihre 
Zahlungen vor Ort zuverlässig verwaltet werden.

KS  
Als das Mittelmeer durch den Kriegseintritt 
Italiens im Sommer 1940 zum Seekriegsge-
biet wird und Frankreich unter die Kontrolle 

der deutschen Truppen gerät, wird es noch schwieriger, 
die grossen Atlantikhäfen im Westen Europas zu errei-
chen, um nach Übersee in See zu stechen. Dies sowie 
das 1941 einsetzende Massenmorden an den Juden führt 
dazu, dass die Zahl derjenigen, die noch eine Schiff spas-
sage ergattern können, sich innerhalb kurzer Zeit stark 
reduziert.

Einwanderung nach Uruguay

Für eine Einreise nach Uruguay wurde 

ein Reiseschein eines urugua-

yischen Konsulats, ein polizeiliches 

Führungszeugnis, ein Gesund-

heitszeugnis sowie 600 Pesos Vorzei-

gegeld benötigt. Diese Summe 

erlaubte im Zeitraum von einem Jahr 

einer vierköpfi gen Familie ein 

bescheidenes Auskommen in Monte-

video. Uruguay war für die meis-

ten deutschen Juden, die nach 1933 

emigrierten, nicht das Land ihrer 

ersten Wahl. Sie kamen nach Uruguay, 

weil ihnen der kleine lateinameri-

kanische Staat relativ problemlos die 

Einreise- und Aufenthaltsbewilli-

gung gewährte. Die Einwanderung 

hielt nach Beginn des Zweiten 

Weltkriegs an, verminderte sich aber 

zusehends. 1941 waren noch 503 

deutschsprachige Juden in den 

Schiff slisten verzeichnet. Zum Ver-

gleich: Im Zeitraum 1938 / 1939 

erreichten noch 4’200 Jüdinnen und 

Juden aus Deutschland die 

Republik Uruguay.

Enzyklopädie Jüdischer Geschichte und Kultur, 

Band 4









Sistierung der Ausreisefrist
1. Juni 1940

GH 
Im Juni wird Familie Marx, die mittlerweile nicht mehr bei 
ihrem Unterstützer Dr. Bertram Mayer am Nonnenweg 
wohnt (er ist aus Furcht vor einer drohenden Invasion 

der Schweiz im Mai 1940 vorübergehend nach Lausanne verzo-
gen), von der Eidgenössischen Fremdenpolizei benachrichtigt, 
dass ihre Verpfl ichtung zur Ausreise «vorderhand» aufgehoben 
wird. Damit zeichnet sich eine längerfristige Duldung der Familie 
in der Schweiz ab. Zuvor ist der Aufenthalt auf Antrag der Basler 
Fremdenpolizei bis zum 31. Juli verlängert worden.









Die Familie Marx erhält Emigranten-Status
Oktober 1940

Eidgenössische Fremdenpolizei

«Für Emigranten kommt die Schweiz nur 
als Durchgangsland in Betracht.»

GH 
Zusammen mit dem Bescheid der vorläufi gen Entfris-
tung der Ausreise aus der Schweiz werden Siegmund, 
Anna und I. Marx die Fragebogen für Emigranten durch 

das Emigrantenbüro der Eidgenössischen Fremdenpolizei zuge-
schickt. Diesen sehr ausführlichen Fragebogen 
erhalten alle in der Schweiz gemeldeten Auslän-
der mit Emigranten-Status. Anhand der Auskün� e 
kann sich die Fremdenpolizei der einzelnen Kan-
tone und des Bundes ein sehr genaues Bild über 
die im Land lebenden Flüchtlinge machen, auch 
über ihre Fähigkeiten für den Fall der Internierung 
in ein Arbeitslager. Nach der Auswertung erhält 
jeder Emigrant eine schri� liche Belehrung, in der 
nochmals sehr deutlich auf die Rolle der Schweiz 
als Transitland hingewiesen wird.

KS  
Der Status des «Emigranten» entspricht der 
in anderen Ländern eingeführten Kategorie 
der «feindlichen Ausländer» (enemy alien). Da 

die Schweiz als neutrales Land keine offi  ziellen Feindlän-
der hat, spricht man von «Emigranten». Dieser Status hat 
aber eine ganz ähnliche Funktion: Er dient der Kontrolle 
der Ausländer und gibt den Autoritäten die Möglichkeit, 
die Ausländer zu internieren, sollte es die Lage erfordern. 
Im Frühjahr 1940 erfolgt tatsächlich der Beschluss des 
Bundesrates, Arbeitslager für Emigranten zu errichten. 
Der Familie Marx gelingt allerdings die Ausreise, bevor 
die Internierung der Emigranten einsetzt.

Emigrant

Der Bundesratsbeschluss vom 17. 

Oktober 1939 regelt das Rechts-

verhältnis der Emigranten. Nach dem 

bisherigen Sprachgebrauch 

waren die Begriff e «Flüchtling» und 

«Emigrant» gleichbedeutend gewe-

sen. Von nun an aber galten als 

«Emigranten» nur noch diejenigen 

Flüchtlinge, die unter die spezi-

ellen Vorschri� en des BEB vom 17. 

Oktober 1939 fi elen. Ob ein Flücht-

ling als Emigrant zu erachten sei, 

hatte die Eidgenössische Fremden-

polizei im Einzelfall zu bestim-

men, wobei jedoch die Zuerkennung 

dieser Eigenscha�  einzig für Per-

sonen in Betracht fi el, die lediglich 

eine Toleranzbewilligung hatten 

oder erhalten konnten und die sich 

nicht bereits seit zehn Jahren 

(vom 1. September 1939 an gerechnet) 

in der Schweiz aufhielten. Nach 

Art. 10 kam die Schweiz für Emigranten 

nach wie vor nur als Durchgangs-

land in Betracht. Demgemäss waren 

die Emigranten verpfl ichtet, jede 

Möglichkeit zur Auswanderung wahr-

zunehmen und diese, wo sie be-

stand, unverzüglich zu benützen. Aus-

serdem hatte die Fremdenpolizei, 

gegebenenfalls in Verbindung mit 

privaten Hilfsorganisationen, die 

Weiterwanderungsgelegenheiten 

festzustellen und für deren 

Ausnützung besorgt zu sein.

Bericht Ludwig: Die Flüchtlingspolitik der 

Schweiz in den Jahren 1933 bis 1955, 1957













Toleranzbewilligung bis zum 28. Februar 1941

GH 
Auf Antrag der Kantonalen Fremdenpolizei Basel vom 6. 
November 1940 wird die Toleranzbewilligung der Familie 
Marx um weitere drei Monate verlängert. Toleranzbewilligung

1. Ausländer ohne ein anerkanntes

und gültiges Ausweispapier können 

nur eine Toleranzbewilligung 

erhalten. Sie ist stets befristet.

2. Ausnahmsweise kann überdies 

auch andern Ausländern blosse 

Toleranz bewilligt werden, wenn dies 

aus besonderen Gründen ange-

messen erscheint.

3. In der Regel hat der tolerierte 

Ausländer eine Kaution zu leisten oder 

eine Sicherheit zu stellen für alle 

öff entlichrechtlichen Ansprüche und 

für die Erfüllung der auferlegten 

Bedingungen.

Art. 7, Bundesgesetz über Aufenthalt und 

Niederlassung der Ausländer, 26. März 1931



Familie Marx hat die Schweiz verlassen
21. Dezember 1940

GH 
Von der erfolgten Ausreise der Familie Marx erfährt die 
Basler Fremdenpolizei durch die Rückforderung der 
Kaution. Dr. Bertram Mayer schreibt, 

dass er seine Hinterlegung von 5000 Franken nun 
zurückerstattet haben möchte. Daraufhin veran-
lasst die Fremdenpolizei in Basel eine Rundfrage 
bei Behörden, Ämtern und Institutionen (Steuer-
verwaltung, Betreibungsamt, Konkursamt, Ar-
menpfl ege, Krankenkasse etc.) um festzustellen, 
ob die ausgewanderten Personen off ene Rech-
nungen hinterlassen hätten. Erst wenn dies ge-
klärt ist, wird die Kaution freigegeben.

Kaution

In der Regel hat der tolerierte Aus-

länder eine Kaution zu leisten 

oder eine Sicherheit zu stellen für 

alle öff entlichrechtlichen An-

sprüche und für die Erfüllung der 

auferlegten Bedingungen.

Art. 7, Abs. 3, Bundesgesetz über Auf-

enthalt und Niederlassung der Ausländer, 

26. März 1931





Familie Marx schiff t sich nach Montevideo ein
Ende 1940

GH 
Am 5. September 1944 – fast vier Jahre nach Ausreise 
der Familie Marx – erkundigt sich die Eidgenössische 
Fremdenpolizei in Basel nach dem Verbleib von Sieg-

mund, Anna und I. Marx: «Ihre fremdenpolizeilichen Verhältnisse 
sind nicht mehr geregelt.» Sie erhält darauf die Mitteilung: «Auf Ihre 
Anfrage teilen wir Ihnen mit, dass sich die Obengenannten am 15. 
Dezember 1940 nach Uruguay abgemeldet haben.»

Reederei Ybarray

Die Spanische Reederei Ybarray 

betreibt 1940 die einzige regel-

mässige Schiff fahrtslinie zwischen 

dem Mittelmeerhafen Genua 

und Buenos Aires. Dabei läu�  sie mit 

ihren beiden Passagierschiff en 

Cabo de Hornos und Cabo de Buena 

Esperanza auch Montevideo an. 

Es ist mit hoher Wahrscheinlichkeit 

anzunehmen, dass Siegmund, 

Anna und I. Marx auf einem dieser 

Schiff e nach Uruguay gelangt sind.

Gabriel Heim

Broschüre der Reederei Ybarray, 

1950er-Jahre
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